
 

 

Kurzbericht  

Unterausschuss „Häfen und Schifffahrt“ des Ausschusses für Wirtschaft, Verkehr, Bauen und 

Digitalisierung 

(31. - öffentliche - Sitzung am 10. Februar 2026) 

Tagesordnung: 

1. Unterrichtung der Landesregierung über größere Investitionsmaßnahmen der 

Hafengesellschaft Niedersachsen-Ports GmbH & Co. KG (NPorts)  

 

Der Unterausschuss nimmt die Unterrichtung entgegen und führt darüber eine 

Aussprache. 

  

2. Binnenschifffahrt stärken - Infrastruktur erhalten, modernisieren und ausbauen 

Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 19/8543 

 

Der Unterausschuss setzt die vorbereitende Beratung gemäß § 12 Abs. 3 GO LT mit 

einer Unterrichtung durch die Landesregierung fort und führt darüber eine 

Aussprache. 

  

3. Antrag auf Unterrichtung durch die Landesregierung zu „Wilhelmshaven - Status quo, 

Perspektiven und Umsetzung des Hafenentwicklungsplans“ 

 

Der Unterausschuss stimmt dem Antrag der Fraktion der CDU vom 7. Januar 2026 zu. 

Er nimmt die Unterrichtung entgegen und führt darüber eine Aussprache. 

  

4. Antrag auf Unterrichtung durch die Landesregierung zur Eisenbahnbrücke über die 

Hunte  

 

Der Unterausschuss stimmt dem Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen vom 14. Januar 2026 zu. Er nimmt die Unterrichtung entgegen 

und führt darüber eine Aussprache. 

  

5. Tonnagebesteuerung für Offshoreschiffe und -aktivitäten einführen - Heimische 

Offshorebranche stärken, Energiewende vorantreiben 

Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 19/9262 

 

 Der Unterausschuss beginnt mit der vorbereitenden Beratung gemäß § 12 Abs. 3 GO LT 

und bittet die Landesregierung um eine schriftliche Unterrichtung.  

 
  

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_10000/08501-09000/19-08543.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_10000/09001-09500/19-09262.pdf
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6. Finanzielle Spielräume für Verteidigung nutzen - militärisch relevante 

Hafeninfrastruktur in Niedersachsen stärken  

Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 19/8956 

 

Der Unterausschuss beginnt unter Berücksichtigung der schriftlichen Unterrichtung der 

Landesregierung (Vorlage 1) vom 4. Februar 2026 mit der Beratung zur Abgabe einer 

Stellungnahme gemäß § 28 Abs. 4 i. V. m. § 39 Abs. 2 Satz 3 GO LT. Die Beratung soll in 

der nächsten Sitzung fortgesetzt werden.  

  

7. Terminangelegenheiten 

Der Unterausschuss bespricht eine Terminfrage. 

 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_10000/08501-09000/19-08956.pdf

